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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Ende April 2018 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Harmonisierung der
Strafrahmen und zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte
Sanktionenrecht. Zur Strafrahmenharmonisierung wird der Besondere Teil des StGB
teilrevidiert. Ein besonderes Augenmerk fällt dabei auf die Sexualstraftaten sowie die
Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte. Beim Vorliegen letzterer sollen
Gruppen von gewalttätigen Randalierern und Chaoten neu mindestens mit einer
Geldstrafe von 120 Tagessätzen bestraft werden anstatt wie bisher mit mindestens 30
Tagessätzen. Eine Erhöhung der Mindeststrafe ist ebenfalls bei Vergewaltigung (von
einem auf zwei Jahre Freiheitsstrafe) und schwerer Körperverletzung (von sechs
Monaten auf ein Jahr Freiheitsstrafe) vorgesehen. Der Tatbestand der Vergewaltigung
soll ausserdem in zweifacher Hinsicht ausgeweitet werden: Erstens wird er neu
geschlechtsneutral gefasst und zweitens auch auf beischlafsähnliche Handlungen
ausgedehnt, die bisher der sexuellen Nötigung zugeordnet waren. Im Zuge dessen soll
die Höchststrafe für sexuelle Nötigung neu nur noch fünf anstatt wie bisher zehn Jahre
Freiheitsstrafe betragen. Diese Änderungen werden analog für den
Schändungstatbestand übernommen. Sexuelle Handlungen mit Kindern unter zwölf
Jahren sollen neu mit mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe bestraft werden, wobei
für leichtere Fälle dem Unrechtsgehalt entsprechend ein tieferer Strafrahmen gelten
soll. Auf Geldstrafen wird bei Sexualdelikten mit Ausnahme der Pornografie und des
Exhibitionismus gänzlich verzichtet. Bei gemeinsam begangenen Sexualdelikten soll eine
Strafschärfung zwingend werden. Darüber hinaus soll die Mindeststrafe für
gewerbsmässig begangene Vermögensdelikte auf sechs Monate Freiheitsstrafe
vereinheitlicht werden, was teilweise einer Erhöhung, teilweise einer Verminderung
gegenüber dem geltenden Recht entspricht. Ebenfalls harmonisiert werden die
Strafausschlussgründe bei Rechtspflegedelikten.
Von den Parteien und den Kantonen wurde die seit 2012 lang ersehnte Vorlage
grundsätzlich begrüsst. Der SVP gehe der Entwurf zu wenig weit, aber immerhin «in die
richtige Richtung», berichtete die Presse. Auf Kritik stiessen in Strafrechtskreisen die
erhöhten bzw. neu eingeführten Mindeststrafen, da sie den richterlichen
Ermessensspielraum beschnitten und somit einerseits zu mehr ungerechten Urteilen
führten sowie andererseits als Misstrauen in die Gerichte interpretiert werden könnten.
Enttäuscht zeigte sich auch der Verband der schweizerischen Polizeibeamten, dass
seine Forderung nach mindestens drei Tagen Gefängnis für Gewalt gegen Behörden und
Beamte keinen Eingang in die Vorlage gefunden hatte. Demgegenüber kam das
Gesetzgebungsprojekt bei der schweizerischen Staatsanwältekonferenz gut an, wo man
es nicht als Misstrauensvotum auffasste, sondern vielmehr als «gesellschaftlichen
Anstoss», bestimmte Taten härter zu bestrafen, dem die Justiz nun folgen müsse. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.04.2018
KARIN FRICK

Polizei

Mit der Petition «Stopp der Gewalt gegen die Polizei» forderte der Verband
Schweizerischer Polizeibeamter die Wiedereinführung kurzer Freiheitsstrafen sowie die
Erhöhung der Mindeststrafandrohung und die Verdopplung des Strafmasses im
Wiederholungsfall bei Gewalt gegen Beamte und Behörden (Art. 285 StGB). Die
zunehmende Gewalt gegen Polizeibeamte sei auch eine zunehmende Gewalt gegen den
Staat und deren Bagatellisierung wirke sich negativ auf den Respekt gegenüber dem
Staat und damit auch auf die innere Sicherheit der Schweiz aus, so die Begründung.
Eine knappe Mehrheit von 10 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) der RK-NR beantragte
ihrem Rat, der Petition keine Folge zu geben, da sie den richterlichen
Ermessensspielraum einschränken würde. Die starke Minderheit plädierte hingegen für
Folge geben und konnte sich im Nationalratsplenum im Herbst 2010 mit 114 zu 62
Stimmen durchsetzen. Damit ist die RK-NR beauftragt, einen Vorstoss zu diesem Thema
auszuarbeiten. 2

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 01.10.2010
KARIN FRICK
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Nachdem der Nationalrat der Petition «Stopp der Gewalt gegen die Polizei» des
Verbands Schweizerischer Polizeibeamter im Herbst 2010 Folge gegeben hatte,
erarbeitete seine Rechtskommission ein Postulat zum besseren strafrechtlichen Schutz
der Staatsangestellten vor Gewalt (Po. 13.4011), das das Anliegen der Petition aufnahm.
Weil dieses vom Nationalrat im Frühling 2014 angenommen worden war, erachtete die
RK-SR die Petition nunmehr als obsolet. Der Ständerat gab ihr im Frühjahr 2015 daher
keine Folge und erledigte sie damit. 3

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.03.2015
KARIN FRICK

Angestossen durch die öffentliche Debatte um die zunehmende Gewalt gegen Beamte
und bekräftigt durch die mehr als 12'000 Unterschriften, die der Tessiner Verein «Amici
delle Forze di Polizia Svizzere» zusammen mit dem Verband Schweizerischer
Polizeibeamter und dem Verband der Tessiner Kommunalpolizeien mit einer Online-
Petition für die Verschärfung der einschlägigen Strafbestimmung gesammelt hatte,
reichten die beiden bürgerlichen Nationalräte Bernhard Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496)
und Marco Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) Ende 2016 zwei gleichlautende
parlamentarische Initiativen ein. Angesichts der immer häufiger und brutaler
werdenden Angriffe auf Behörden und Beamte müsse der Ruf nach konsequentem
Durchgreifen endlich gehört werden, forderten sie. Mit der Festschreibung klarer
Minimalstrafen in Art. 285 StGB könne ein klares Zeichen, sowohl in präventiver als auch
in repressiver Hinsicht, gesetzt werden, so die Begründung der Initianten. Ihrem
Ansinnen nach soll Gewalt an Beamten (nicht aber blosse Drohung) neu mit mindestens
drei Tagen Freiheitsstrafe geahndet und die vorgesehene Höchststrafe im qualifizierten
Wiederholungsfall sogar verdoppelt werden können. Ebenfalls eine Geld- oder
Freiheitsstrafe erhalten sollen zudem Mitläufer, die zwar selbst keine Gewalt ausgeübt
haben, jedoch Teil einer gewalttätigen Gruppe waren. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

Immer wieder berichtete die Presse im Jahr 2016 von der vermehrten Gewalt gegen
Polizistinnen und Polizisten und der zunehmenden Brutalität der Angriffe. Waren im
Jahr 2000 noch knapp 800 Anzeigen wegen Gewalt und Drohung gegen Behörden und
Beamte eingegangen, verzeichnete die Kriminalstatistik 2015 deren 2800 – mehr als
dreimal so viele wie zu Beginn des Jahrtausends. Der Verband Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB) sowie verschiedene Kantons- und Stadtpolizeien monierten
abnehmenden Respekt und zunehmende Rücksichtslosigkeit gegenüber den Beamten.
Die Situation habe sich in den vergangenen Jahren stark verschlimmert, konstatierte
VSPB-Generalsekretär Max Hofmann gegenüber dem Tages-Anzeiger, und dennoch
stosse man bei der Politik auf «taube Ohren». Zusammen mit dem Tessiner Verein
«Amici delle Forze di Polizia Svizzere» und dem Verband der Tessiner
Kommunalpolizeien lancierte der VSPB deshalb eine Online-Petition mit der Forderung
nach schärferen Strafen bei Gewalt gegen die Polizei. Damit wollte er den Druck auf
die Politik erhöhen, denn durch deren bisherige Untätigkeit – eine Petition des VSPB
aus dem Jahr 2010 sowie mehrere Standesinitiativen (VD: Kt.Iv. 11.312; GE: Kt.Iv. 12.306;
TI: Kt.Iv. 14.301) waren im Parlament noch pendent – fühlten sich die Polizeibeamten
nicht mehr ernst genommen, so Hofmann. Besonders betroffen seien die
Ordnungskräfte in den Städten, wo sie – vor allem in Zürich und Bern – immer wieder
ins Visier der linksextremen Szene gelangten oder im Rahmen von emotionsgeladenen
Sportveranstaltungen mit Hooligans zu tun hätten. Doch auch einzelne, «schlecht
gelaunte Mitmenschen» würden etwa im Rahmen von Personenkontrollen vermehrt
ausfällig oder sogar gewalttätig, schilderte das St. Galler Tagblatt. Die Präsidentin des
VSPB, Johanna Bundi Ryser, bezeichnete die Situation in derselben Zeitung als
«alarmierend». Eine Gesetzesverschärfung allein löse das Problem zwar nicht, aber die
jetzige Strafpraxis sei «inakzeptabel»; Gewalt dürfe für Polizistinnen und Polizisten kein
Berufsrisiko sein. Von einem höheren Strafmass erhoffte sie sich vor allem eine
abschreckende Wirkung.
Politische Unterstützung erhielt das Anliegen schliesslich von den beiden Nationalräten
Bernhard Guhl (bdp, AG) und Marco Romano (cvp, TI) sowie Nationalrätin Sylvia
Flückiger-Bäni (svp, AG). Während die Aargauer SVP-Vertreterin eine entsprechende
Motion einreichte, setzten Romano und Guhl auf parlamentarische Initiativen. Guhl
versprach zudem als Präsident der parlamentarischen Gruppe für Polizei- und
Sicherheitsfragen, die Parlamentsangehörigen für das Thema sensibilisieren zu wollen.
Auch in den Kantonsparlamenten, wo gemäss NZZ «die Klagen der Beamten unmittelbar
vernommen werden», wurde das Thema debattiert. So legte etwa der Kanton Bern eine
weitere Standesinitiative (Kt.Iv. 16.317) für die Verschärfung der Strafen nach. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2016
KARIN FRICK
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